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Ein Fest für die frauenpolitische Monokultur
Die Eidgenössische Kommission für Frauenfragen wird 50 Jahre alt – sie ist ein Anschauungsbeispiel für linke Vereinnahmung

KATHARINA FONTANA

Am Donnerstagabend findet in Bern
eine Frauenparty statt. Die Eidgenös-
sische Kommission für Frauenfragen
(EKF) feiert ihr 50-jähriges Bestehen
und lädt dazu ins Kulturlokal Progr.
SP-Bundesrätin Elisabeth Baume-
Schneider wird ein Grusswort halten,
die EKF-Präsidentin und SP-Politikerin
Cesla Amarelle wird auch etwas sagen,
ebenso die Doppelspitze des eidgenös-
sischen Gleichstellungsbüros.

Geladen sind zudem eine Geschlech-
terforscherin und eine auf Genderfra-
gen spezialisierte Anwältin, die ein Be-
ratungsbüro für Menschenrechte führt
und im Uno-Ausschuss gegen Frauen-
diskriminierung sitzt. Der Höhepunkt
ist die Vergabe eines Preises für eine
«Persönlichkeit aus der Gleichstellungs-
politik», anschliessend wird die Zürcher
Rapperin Big Zis eine Performance hal-
ten – ihrAlbum klingt lautTamedia «wie
eine Rundumschau der linken, queeren
Musikerinnenszene, die sich in den letz-
ten Jahren hierzulande formiert hat». So
viel zur Diversität des Anlasses.

Die Kommission für Frauenfragen,
die Jubilarin, wurde 1976 vom Bundes-
rat ins Leben gerufen, um ihm beratend
zur Seite zu stehen. Damals, fünf Jahre
nach Einführung des eidgenössischen
Frauenstimmrechts, waren die Zeiten
für die Frauen noch bleiern. Die poli-
tische, rechtliche und soziale Öffnung
verlief ausgesprochen zäh. Da war der
rein männliche Bundesrat und die über-
wiegend männliche Bundesverwaltung
durchaus auf Hilfestellung in Sachen
Frauenpolitik angewiesen.

Keine Selbstzweifel

Doch die Zeiten haben sich seither
gründlich geändert. Die Frage liegt auf
der Hand, warum der Bundesrat auch
heute noch auf die Hilfe einer externen
Frauenkommission angewiesen sein soll.
Die EKF selber ist diesbezüglich von
keinen Selbstzweifeln geplagt. Sie sieht

sich als prägende und wichtige Stimme
in der Gleichstellungsdebatte – gerade
auch im Kampf gegen den «antifeminis-
tischen Backlash», wie sie schreibt.

Eigentlich sollte die EKF in ihrer
Rolle als ausserparlamentarische Kom-
mission unabhängig und überpartei-
lich sein. Schliesslich wird sie vom Bund
finanziert, also von den Steuerzahlern.
Das Budget für das vergangene Jahr be-
trug 200 000 Franken, Personalkosten
nicht eingerechnet.

Schaut man die Empfehlungen der
EKF an, kommt das Ganze allerdings
schwer parteilich daher. Die EKF war

beispielsweise gegen die Erhöhung des
Frauenrentenalters auf 65 Jahre, sie
unterstützt die Initiative für eine be-
zahlte Elternzeit von je 18 Wochen für
Mutter und Vater (auch wenn zwei Mal
18 Wochen im Vergleich zum europäi-
schenUmfeld «knapp bemessen» seien),
sie fordert deutlich höhere Frauenquo-
ten für Führungspositionen in derWirt-
schaft, sie verlangt Schulbücher mit
diversen Geschlechterdarstellungen und
will Genderfragen als zentrales Lernziel
verankern. Und so weiter und so fort.

Auch wenn man es anhand der Posi-
tionsbezüge nicht denken würde: Die

Kommission besteht nicht ausschliess-
lich aus Gewerkschaftern, staatlich be-
soldeten Professoren oder akademischen
Funktionären.Auch derArbeitgeberver-
band und der Gewerbeverband schicken
Leute in die EKF. Ihre Vertreter sollen
dort, so würdemanmeinen, die Perspek-
tive der Wirtschaft einbringen. Davon
sieht man allerdings nichts, Spuren hin-
terlassen sie nicht. Ihre Bedeutung liegt
augenscheinlich eher darin, als bürger-
liches Feigenblatt herzuhalten.

Was man hingegen gut sieht, ist
die erfolgreiche Vernetzung von
«Akteur*innen aus Politik, Gesell-

schaft undWissenschaft», die eines der
Ziele der EKF ist. Bei dieser Vernet-
zung setzt man auch gerne auf inter-
nationale Kanäle beziehungsweise auf
internationalen Druck. Ein Beispiel:
Die EKF arbeitet mit der Nationalen
Menschenrechtsinstitution zusammen,
welche die Schweiz 2023 geschaffen hat.
Vor der Uno fordert die steuerfinan-
zierte EKF nun, dass die Schweiz an-
gehalten werde, der Nationalen Men-
schenrechtsinstitution mehr Geld zu
bezahlen, damit diese das Frauenthema
zu einem Schwerpunkt ihrer Tätigkeit
machen könne. So funktioniert das
NGO-Netzwerk.

Bitter für bürgerliche Frauen

Die Eidgenössische Frauenkommis-
sion ist ein Anschauungsbeispiel da-
für, wie die Gleichstellungspolitik im
Laufe der Jahre von den Linken ver-
einnahmt wurde. Das gilt auch für an-
dere Organisationen, etwa die einst
gutbürgerliche Frauenorganisation
Alliance F, die heute unter einem lin-
ken Präsidium entsprechende Politik
betreibt. Auch die Frauensession im
Bundeshaus ist zu einem Happening
für Gleichgesinnte aus dem rot-grünen
Milieu geworden, bei dem es vor allem
um einenAusbau des Staates und neue
Subventionen geht.

Für bürgerliche Frauen ist diese Ent-
wicklung bitter. Die Frauenbewegung
war in ihrenAnfängen durchaus bürger-
lich geprägt. Es ging vorab um gleiche
Rechte, Selbstbefähigung und Eigenver-
antwortung – klassische liberale Prinzi-
pien. Eine dieser Vorkämpferinnen war
die 2017 verstorbene Marthe Gosteli,
die den Frauen den Weg zum Stimm-
recht geöffnet hat. Sie bezeichnete die
Emanzipation der Frauen als die grösste
unblutige Freiheitsbewegung. Dieser
Tage wird eine andere Pionierin postum
geehrt: die 2022 verstorbene Luzerner
CVP-Politikerin Judith Stamm. Sie er-
hält einen nach ihr benannten Platz in
der Stadt Luzern.

Der Frauenstreik oder feministische Streik am 14. Juni ist zu einer festen Grösse im Politkalender geworden. A. DELLA VALLE / KEYSTONE

ANZEIGE

Studiere am führenden Institut für
Journalismus und Kommunikation:
maz.ch

Viele denken über ihre Zukunft nach.
Du schreibst sie.

Live Shaolin, Sinn und
Selbstbeherrschung –
Sacha Wenk im Gespräch
Körperliche Selbstbeherrschung, mentale Disziplin und
Klarheit – danach suchen viele in einer Welt voller Ablenkung.
Sacha Wenk, der seit seinem 17. Lebensjahr in dem berühmten
Shaolin-Tempel lebt, zeigt in seinem Buch «Shaolin Life»,
wie die Lehren des Kung-Fu die innere Ruhe und den Fokus
stärken können. Im Gespräch mit Henriette Kuhrt, Autorin
«NZZ am Sonntag», erzählt er von seinem Weg, den Heraus-
forderungen im Kloster und davon, wie Shaolin-Prinzipien
unseren Alltag bereichern können.

Teilnehmer:
Sacha Wenk,
«Shaolin Kid» und Autor

Moderation:
Henriette Kuhrt,
Autorin «NZZ am Sonntag»

Montag,
18.Mai 2026
19.30–21.00Uhr

Bernhard Theater,
Zürich

Tickets und
Informationen:
nzz.ch/live
+41 44 258 13 81
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Der Geheimdienst muss Dokumente
zur Gesichtserkennung offenlegen
Der Verein Digitale Gesellschaft erringt im Streit mit dem Nachrichtendienst des Bundes vor Gericht einen Teilsieg

ANDRI ROSTETTER

Der Nachrichtendienst des Bundes
(NDB) muss Informationen zum Ein-
satz von Software zur Gesichtserken-
nung offenlegen. Zu diesem Schluss
kommt das Bundesverwaltungsgericht.
Der Verein Digitale Gesellschaft hat
vom NDB, gestützt auf das Öffentlich-
keitsgesetz, Zugang zu zwei entspre-
chenden Dokumenten verlangt. Der
Nachrichtendienst wies das Gesuch ab.
Dagegen erhob der Verein Beschwerde
beim Bundesverwaltungsgericht.

Im Kern geht es um die Frage, ob
die Software Informationen beschafft
oder nur verarbeitet. Das ist entschei-
dend, weil gemäss dem Nachrichten-
dienstgesetz (NDG) Dokumente vom
Öffentlichkeitsgesetz ausgenommen
sind, die allein die Beschaffung von In-
formationen betreffen.

Der NDB argumentiert, dass sich
die Beschaffung und die Verarbeitung
von Daten nicht strikt voneinander
trennen liessen. Die Software durch-
suche zwar bestehende Daten, ermög-
liche aber auch neue Erkenntnisse. Die
beiden verlangten Dokumente beträ-
fen damit die Informationsbeschaffung
und fielen nicht unter das Öffentlich-
keitsgesetz. Dem Gesetz seien lediglich
reine Verwaltungsgeschäfte des Nach-
richtendienstes unterstellt. Die frag-
lichen Dokumente würden aber aufzei-
gen, wie der NDB die Informationen
beschaffe. Müsste der NDB Zugang
zu den Dokumenten gewähren, würde
dies die innere und äussere Sicherheit
der Schweiz gefährden.

Der Verein Digitale Gesellschaft
liess diese Argumentation allerdings
nicht gelten. Die verwendete Soft-
ware diene lediglich dazu, bereits be-

schaffte und vorhandene Datensätze
zu durchsuchen und zu bearbeiten. Da-
mit handle es sich nicht um eine Mass-
nahme zur Informationsbeschaffung.
Für den Einsatz der Software fehle zu-
dem eine gesetzliche Grundlage. Aus
diesen beiden Gründen könne sich der
NDB nicht auf die Ausnahmebestim-
mung berufen.

Weiterzug möglich

Das Bundesverwaltungsgericht gibt
dem Verein nur teilweise recht. In sei-
nem Urteil kommt es zu dem Schluss,
dass der Begriff der Informations-
beschaffung weit zu fassen sei. «Er
schliesst zusätzlich zur Beschaffung
von Daten auch die gesamte weitere
Datenbearbeitung durch den NDB
mit ein», schreibt das Gericht in einer
Mitteilung. Die Ausnahme vom Öffent-

lichkeitsprinzip gelte zudem unabhän-
gig davon, ob die Datenbearbeitung
rechtmässig erfolge oder nicht.

Die Dokumente, die der Verein
Digitale Gesellschaft einsehen will,
enthielten Angaben zu operativen und
technischen Fähigkeiten des NDB im
Bereich der Informationsbeschaffung.
Diese seien deshalb vom Öffentlich-
keitsprinzip ausgenommen.

Eines der Dokumente enthalte je-
doch auch Angaben zu den gesetz-
lichen Grundlagen für den Einsatz
der Software. Diese Angaben beträfen
weder die Informationsbeschaffung,
noch seien Rückschlüsse darauf mög-
lich. Der NDB müsse dem Verein des-
halb die entsprechenden Kapitel offen-
legen. Das Urteil ist noch nicht rechts-
kräftig und kann beim Bundesgericht
angefochten werden. Der Verein lässt
sich diese Option offen.

Der Einsatz von Gesichtserkennungs-
software ist seit Jahren umstritten. Be-
reits 2022 haben mehrere Datenschutz-
organisationen gemeinsam eine Petition
mit über 10 000 Unterschriften in meh-
reren Schweizer Städten eingereicht, um
die automatische Gesichtserkennung im
öffentlichen Raum zu stoppen.

Neues System ab 2027

Im kommenden Jahr will der Bund das
Projekt Afis 2026 umsetzen. Damit wird
das vom Bundesamt für Polizei (Fed-
pol) betriebene automatisierte Iden-
tifikationssystem erneuert und um ein
Modul zur Gesichtserkennung erwei-
tert – der Bund spricht allerdings lieber
von «Gesichtsbildabgleich». Das Projekt
führe die Schweizer Ermittlungsarbeit
«in eine neue Ära», schrieb das Fedpol
im vergangenen November.

«Wir haben
in unserer Partei
einfach verschiedene
Haltungen dazu,
was alles
in den Gegenvorschlag
hineingehört.»
Yvonne Bürgin
Fraktionschefin

Die Mitte entscheidet,
ob die Schweiz neue AKW bauen kann
Die energiepolitischen Pole der Partei entfernen sich weiter voneinander – nun schlägt die Stunde der Abweichler

MATTHIAS VENETZ, BERN

Der Moment der Entscheidung ist zu-
gleich Stärke und Schwäche der Mitte-
Partei. Wenn die beiden Kammern des
Parlaments in zwei gleich starke Blö-
cke zerfallen, entfaltet sie ihre Macht.
Vorausgesetzt, sie stimmt geschlossen.
Immer wieder ist die Mitte in wichti-
gen Fragen allerdings selbst zerrissen.
In diesen Fällen bemüht sich die Partei-
führung jeweils, die Differenzen herun-
terzuspielen und ihre eigene Ohnmacht
zu relativieren.

So ist es auch bei der Frage, ob der
Bau von Atomkraftwerken (AKW) in
der Schweiz wieder erlaubt werden soll.
Anfang Woche hat sich die zuständige
Kommission des Nationalrates für den
indirekten Gegenvorschlag zur Black-
out-Initiative ausgesprochen. Mit der
kleinstmöglichen Mehrheit. 13 Mitglie-
der waren dafür, 12 dagegen.

Ausschlaggebend dürfte die Stimme
von Nicolò Paganini, dem St. Galler
Mitte-Nationalrat, gewesen sein. Paga-
nini überstimmte nicht bloss Grüne und
Sozialdemokraten, sondern auch seine
eigenen Parteikollegen. Der Entscheid
in der Kommission könnte wegweisend
sein für den Ausgang im Nationalrat und
die darauffolgende Volksabstimmung.

Eine Frage der Souveränität?

Im März hatte sich der Ständerat für die
Aufhebung des Neubauverbots ausge-
sprochen. Grüne, Grünliberale, Sozial-
demokraten und Mitte-Partei sprachen
sich zuvor dagegen aus. Doch ausschlag-
gebend waren ausgerechnet die (männ-
lichen) Vertreter der Mitte-Partei.

Unter den Mitte-Ständeräten domi-
nieren in Energiefragen seit Jahren sou-
veränitätspolitische Töne. Die Versor-
gungssicherheit, das beteuern sie immer
wieder, sei ihr oberstes Leitmotiv. Mei-
nungsstarke Wortführer wie Beat Rie-
der setzen im Plenum gerne zu Brand-
reden an und mahnen ihre Ratskolle-
gen, nicht Partikularinteressen von
Konzernen oder Verbänden, sondern
jene des Landes zu verfolgen. Mit dem
Mitte-Politiker Peter Hegglin sitzt zu-
dem ein Mitinitiant der Blackout-Initia-
tive im Ratssaal.

Im Nationalrat prägen hingegen Be-
fürworter von Wind- und Solarstrom
die energiepolitische Aussenwirkung
der Partei. Zum Beispiel Priska Wismer-
Felder, Nationalrätin aus dem Kanton
Luzern und Co-Präsidentin von AEE
Suisse, dem Verband für erneuerbare
Energien. Oder aber der Solothurner

Nationalrat Stefan Müller-Altermatt,
der zur laufenden Diskussion um neue
Atomkraftwerke in der «Arena» fragte:
«Warum ein totes Pferd weiterreiten?»

Kürzlich trugen einige dieser Expo-
nenten ihre Differenzen auch öffentlich
aus. Nach dem Entscheid des Stände-
rates vom Frühjahr schrieb Müller-
Altermatt in einem Gastbeitrag bei
CH Media: Die Ständeräte seiner Partei
hätten «den erfolgreichen Weg der Ener-
giestrategie designt», nun aber seien sie
einem Bären von Energieminister Rösti
aufgesessen, denn die Energiewende sei
auf Kurs und die Korrektur des stände-
rätlichen Entscheids «eine dankbare
Aufgabe». Ist sie das wirklich?

Sollten die Mitglieder der SVP- und
der FDP-Fraktion im Nationalrat ge-
schlossen für den Neubau von AKW
stimmen, fehlt für eine Mehrheit bloss
ein halbes Dutzend Stimmen aus der
Mitte-Fraktion. Aus dem Lager der
Atombefürworter gibt es bereits zuver-
sichtliche Prognosen: Ein bürgerlicher
Energiepolitiker ausserhalb der Mitte-
Partei rechnet mit einer soliden Mehr-
heit für den Gegenvorschlag. «Vor-
sichtig optimistisch» ist auch Susanne

Vincenz-Stauffacher, Co-Präsidentin
der FDP und Mitglied der Energie-
kommission.Was ihre eigene Partei be-
trifft, geht sie von «einer sehr breiten
Zustimmung» aus.

Nicolò Paganini – der 13. Mann
in der Energiekommission – verzich-
tet auf Weissagungen, hält auf Anfrage
aber fest: Vor allem im Winter stehe die
Schweiz hinsichtlich der Stromversor-
gung künftig vor grossen Herausforde-
rungen. «Die Option Atomkraft möchte
ich da nicht schon heute ausschliessen.»

Geschlagen geben sich die Atom-
gegner in der Mitte allerdings noch
nicht. Nationalrätin Wismer-Felder
etwa sagt, sie habe den Kommissions-
entscheid mit «viel Unverständnis und
Bedauern» zur Kenntnis genommen. Sie
spüre im Nationalrat aber, dass «grosse
Teile» ihrer Partei den eingeschlagenen
Weg in der Energiepolitik fortsetzen
und sich weiter auf den Zubau der Er-
neuerbaren fokussieren möchten. «Die
Energiewirtschaft braucht Klarheit und
nicht widersprüchliche Signale in alle
Richtungen.»

Es scheint unwahrscheinlich, dass die
energiepolitischen Pole in der Mitte-

Partei noch zu deckungsgleichen Posi-
tionen gelangen. In der Partei hat man
Erfahrung damit. So sagt etwa ein Geg-
ner neuer AKW, man sei eben eine
«Volkspartei», die nicht von Herrliberg
oder dem Parteisekretariat gesteuert sei.
Gegenteilige Positionen unterbinde man
nicht. Sie können koexistieren.

In diese Richtung argumentiert auch
Yvonne Bürgin. Als Fraktionschefin ist
sie dafür verantwortlich, die Polyfonie in
ihrer Fraktion zu dirigieren. «Wir haben
in unserer Partei einfach verschiedene
Haltungen dazu, was alles in den Gegen-
vorschlag hineingehört.»

Verzögerungstaktiken

Tatsächlich gibt es bereits konkrete
Ideen, die Möglichkeiten eines Neu-
baus so einzuschränken, dass auch die
Mitte zustimmen könnte. Darunter fällt
der Vorschlag, nur Atomkraftwerke der
«Generation 4» zuzulassen, oder die
Forderung, Haftungsfragen schon jetzt
zu klären.Am weitesten geht ein Antrag,
der fordert, dass einem Neubau sämt-
liche umliegenden Gemeinden zustim-
men müssten. Unterstützung dürften

solche Auflagen auch aus der Finanz-
kommission erhalten. Sie hat in einem
Bericht bereits gefordert, dass in den
kommenden Diskussionen auch «finan-
zielle Risiken» geklärt werden müss-
ten. Befürworter neuer AKW buchen
all diese Anträge jedoch als «Verzöge-
rungstaktik» ab.

Was weiter auffällt: Um von der eige-
nen Gespaltenheit abzulenken, verwei-
sen mehrere Vertreter der Mitte-Par-
tei auf die FDP und deren Mühen mit
der Atomkraft. Schon vor fünf Jah-
ren forderte der damalige FDP-Präsi-
dent Thierry Burkart parteiintern neue
AKW. Widerstand kam damals von
Susanne Vincenz-Stauffacher, die in-
zwischen seine Nachfolgerin geworden
ist. Sie rang Burkart damals einen Kom-
promiss ab und erklärte, sie verschliesse

sich neuen AKW nicht. Vorausgesetzt,
es handle sich um eine neue Generation.
Heute unterstützt auch sie den Gegen-
vorschlag ohne diese Einschränkung.

Vincenz-Stauffacher erkennt darin
allerdings keinen Widerspruch. «Die
heutige Position der FDP stimmt mit der
damaligen überein, da wir klar gesagt
haben, langfristig müsse ein Neubau bei
Bedarf möglich sein.» Die Beschränkung
auf Kraftwerke einer neuen Generation
sei damals notwendig gewesen, weil der
Zubau der Erneuerbaren nicht voran-
kam. Das habe sich nun geändert. Der
Gegenvorschlag gefährde den Ausbau
keineswegs, sondern schaffe eine weitere
Option im Energiemix der Schweiz.

Sollte der Gegenvorschlag in der
Juni-Session tatsächlich eine Mehrheit
finden, dürfte diese Argumentation auch
für einige Mitte-Nationalräte interessant
werden. Denn auf die Abstimmung im
Parlament wird eine vor dem Volk fol-
gen. Die Grünen haben bereits ein Refe-
rendum angekündigt.

Das letzteWort darüber, ob die Kernkraft (im Bild Gösgen) ein Comeback feiern wird, wird wohl dasVolk haben. GAETAN BALLY / KEYSTONE


